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Aufgebot von Sparurkunden 

Die Sparurkunden Nr. 4606513101, Nr. 3010321309 und 
Nr. 3701258430 ausgesteHt von der Sparkasse Paderborn-Detmold 
als Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse Detmold sind abhanden 
gekommen. Der Inhaber der Sparurkunden wird aufgefordert, seine Rechte 
binnen drei Monaten unter Vorlage der Sparurkunden anzumelden. 

Werden die Sparurkunden nicht vorgelegt, werden sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, 23.06.2021 

Sparkasse Paderborn-Detmold 
Der Vorstand 
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Hauptsatzung 
der Stadt Marsberg 

vom 25.06.2021 

Der Rat der Stadt Marsberg hat auf Grund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V. rn. § 41 Abs. 1 
Satz 2 Bstb. f der Gemeindeordnung :fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas­
sung der Bekanntmachung vorn 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit gülti­
gen Fassung, in seiner Sitzung am 24.06.2021 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Name, Bezeichnung, Gebiet 

(1) Durch das Gesetz zur Neugliederung der Gerneinden und Kreise des N euglie­
derungsraumes Sauerland/Paderborn (Sauerland/Paderborn-Gesetz) vom 
5.11.1974 (GV NW S. 1224/SGV NW 2020) wurden die Städte Niedermarsberg 
und Obermarsberg sowie die Gerneinden Beringhausen, Bomtosten, Bredelar, 
Canstein, Erlinghausen, Essentho, Giershagen, Heddinghausen, Helrning- hau­
sen, Leitmar, Meerhof, Oesdorf, Padberg, Udorfund Westheim und Ge-biets­
teile der Gerneinden Dalheim und Fürstenberg zu einer neuen Gemeinde 
mit Namen Marsberg zusammengeschlossen. Thrwurde die Bezeichnung "Stadt" 
verliehen. 

(2) Das Stadtgebiet ist 182,01 qkm groß. 

§ 2 

Wappen, Siegel und Banner 

(1) Die Stadt Marsberg führt ein Wappen, ein Siegel und ein Banner. 

(2) Die Führung von Wappen, Siegel und Banner ist durch den Regierungspräsi­
denten in Amsberg mit Urkunde vom 24. März 1977 genehmigt worden. 

a)Wappenbeschreibung: In Rot der goldene Buchstabe A. 

b) S iegelbeschreibung: Es zeigt den Großbuchstaben A und führt im Siegel 
rund die Umschrift oben STADT unten MARSBERG. 

c) Bannerbeschreibung:In Gelb, etwas zur Stange hin verschoben, der Wappen 
schild der Stadt, an den Längsseiten jeweils 3 gleich­
breite Streifen im Wechsel von Rot, Gelb und Rot. 
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(3) Von Dritten darf das Stadtwappen oder Teile des Stadtwappens mit Zustimmung 
des Bürgermeisters verwendet werden. Näheres regeln die Richtlinien zum Um­
gang mit dem städtischen Wappen der Stadt Marsberg 

§ 3 

Einteilung des Gemeindegebietes in Ortschaften 

( 1) Innerhalb des Stadtgebietes werden folgende Stadtbezirke gebildet: Beringhau­
sen, Borntosten, Bredelar, Canstein, Erlinghausen, Essentho, Giershagen, Hed­
dinghausen, Helminghausen, Leitmar, Meerhof, Niedermarsberg, Obermars­
berg, Oesdorf, Padberg, Udorfund Westheim. Die räumliche Abgrenzung ergibt 
sich aus der als Anlage beigefügten Karte, die Bestandteil dieser Hauptsatzung 
ist. 

(2) Für alle Stadtbezirke wird vom Rat je ein Ortsbürgermeister gewählt. 
Der Ortsbürgermeister ist berechtigt, insbesondere auch um seinen Rechten 
und Pflichten nach Abs. 3 nachzukommen, Ratsmitglieder und Vertreter von 
Personengruppen (z.B. Vereine) aus dem Ortsteil in regelmäßigen oder unre­
gelmäßigen Abständen zusammenzurufen, um deren Meinung und Einschät­
zung zu bestimmten Themenfeldem, Anregungen, Beschwerden oder W ün­
schen einzuholen. Dem Beratungsgremium kann eine Bezeichnung gegeben 
werden. 

(3) Der Ortsbürgermeister hat die Belange seiner Ortschaft gegenüber dem Rat 
wahrzunehmen. Im Rahmen dieser Aufgabe ist er jederzeit berechtigt und ver­
pflichtet, Wünsche, Anregungen und Beschwerden aus seiner Ortschaft aufzu­
greifen und an den Rat oder an den flir die Entscheidung der Angelegenheit zu­
ständigen Ausschuss weiterzuleiten. Der Rat bzw. der Ausschuss sollen den 
Ortsbürgermeister vor der Entscheidung über Angelegenheiten, die die Belange 
der Ortschaft berühren, hören. Die Anhörung kann sowohl schriftlich als auch 
mündlich erfolgen. Sie soll mündlich erfolgen, wenn der Ortsbürgermeister in ei­
ner Angelegenheit im Rat Wünsche, Anregungen oder Beschwerden vorgetra­
gen hat. Die Ortsbürgermeister sind durch die Verwaltung vor der Ausführung 
von Bauvorhaben in ihrem Stadtbezirk zu informieren. 

( 4) Der Bürgermeister kann den Ortsbürgermeister mit der Erledigung bestimmter 
Geschäfte der laufenden Verwaltung beauftragen. Der Ortsbürgermeister fUhrt 
diese Geschäfte in Verantwortung gegenüber dem Bürgermeister durch. 

(5) Der Bürgermeister ist berechtigt, den Ortsbürgermeister in geeigneten Fällen für 
den Bereich seines Bezirkes mit der Wahrnehmung repräsentativer Aufgaben 
und Verpflichtungen zu beauftragen. 

(6) Zur Abgeltung des ihm durch die Wahrnehmung seiner Aufgaben entstehenden 
Aufwandes erhält der Ortsbürgermeister eine monatliche Aufwandsentschädi­
gung nach Maßgabe des § 3 Abs. 2 Satz 1 der Entschädigungsverordnung, ge­
staffelt nach der Größe der Gemeindebezirke. Daneben steht dem Ortsbürger­
meister Ersatz des Verdienstausfalles nach Maßgabe des§ 39 Abs. 7 Satz 7 
GO NW i. V. m. § 45 Abs. 1 GO NW zu. 
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§3a 

Bezeichnung von Stadtbezirken in Personenstandsbüchern und -urkunden 

(1) Für die Bezeichnung in Personenstandsbüchern und -urkunden werden für die 
Stadt folgende Stadtbezirksbezeichnungen festgelegt: 

Beringhausen, Borntosten, Bredelar, Canstein, Erlinghausen, Essentho, 
Giershagen, Heddinghausen, Helminghausen, Leitmar, Meerhof, Niedermars­
berg, Obermarsberg, Oesdorf, Padberg, Udorfund Westheim. 

(2) Die räumlichen Abgrenzungen der in Abs. 1 bezeichneten Stadtbezirke ergeben 
sich aus der als Anlage beigefügten Karte, die Bestandteil dieser Hauptsatzung 
ist. 

§4 

Gleichstellung von Frau und Mann 

(1) Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte. 

(2) Der Bürgermeister kann eine Stellvertretetin der Gleichstellungsbeauftragten für 
den Aufgabenbereich der§§ 17, 18, 19 Abs. 1 LGG, bestellen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der Ge­
meinde mit, die die Belange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichberech­
tigten Stellung in der Gesellschaft haben. Dies sind insbesondere soziale, organi­
satorische und personelle Maßnahmen, einschließlich Stellenausschreibungen, 
Auswahlverfahren und Vorstellungsgespräche; die Gleichstellungsbeauftragte 
wirkt bei der Erstellung und Änderung des Frauenförderplans sowie bei der Er­
stellung des Berichts über die Umsetzung des Frauenförderplans mit. 

(4) Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte über geplante 
Maßnahmen gemäß Abs. 2 rechtzeitig und umfassend. 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Beratungsgegenstände ihres Aufga­
benbereiches behandelt werden, an Sitzungen des Rates und seiner Ausschüsse 
teilnehmen. 

Ihr ist aufWunschdas Wort zu erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über Angele­
genheiten ihres Aufgabenbereiches unterrichten. Hierüber ist der Bürgermeister 
vorab zu informieren. Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine Ange­
legenheit des Aufgabenbereiches der Gleichstellungsbeauftragten ist, obliegt dem 
Bürgermeister bzw. bei Ausschusssitzungen dem Ausschussvorsitzenden. 

(6) Die Vorlagen und Vorinformationen zu Beratungsgegenständen, die den übrigen 
Rats- bzw. Ausschussmitgliedern zugesandt werden, sind gleichzeitig auch der 
Gleichstellungsbeauftragten zuzuleiten, sofern Angelegenheiten ihres Aufgaben­
bereiches in Frage stehen. 
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(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbe­
reich berühren, den Beschlussvorlagen des Bürgermeisters widersprechen; in 
diesem Fall hat der Bürgermeister den Rat zu Beginn der Beratung auf den Wi­
derspruch und seine wesentlichen Gründe hinzuweisen. 

§ 5 

Unterrichtung der Einwohner 

(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der 
Stadt zu unterrichten. Die Unterrichtung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. 
Über die Art und Weise der Unterrichtung (z. B. Hinweis in der örtlichen Presse, 
öffentliche Anschläge, schriftliche Unterrichtung aller Haushalte, Durchführung 
besonderer lnformationsveranstaltungen, Abhaltung von Einwohnerversamm­
lungen) entscheidet der Rat von Fall zu Fall. 

(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfmden, wenn es sich um 
Planungen oder Vorhaben der Stadt handelt, die die strukturelle Entwicklung der 
Stadt unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder die mit erheblichen Auswir­
kungen für eine Vielzahl von Einwohnern verbunden sind. Die Einwohnerver­
sammlung kann auf Teile des Stadtgebietes beschränkt werden. 

(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerversammlung beschlossen, so 
setzt der Bürgermeister Zeit und Ort der Versammlung fest und lädt alle Ein­
wohner durch öffentliche Bekanntmachung ein. Die in der Geschäftsordnung für 
die Einberufung des Rates festgelegten Ladungsfristen gelten entsprechend. 
Der Bürgermeister führt den Vorsitz in der Versammlung. Zu Beginn der Ver­
sammlung unterrichtet der Bürgermeister die Einwohner über Grundlagen, Ziele, 
Zwecke und Auswirkungen der Planung bzw. des Vorhabens. Anschließend ha­
ben die Einwohner Gelegenheit, sich zu den Ausführungen zu äußern und sie 
mit den vom Rat zu bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und dem 
Bürgermeister zu erörtern. Eine Beschlußfassung findet nicht statt. Der Rat ist 
über das Ergebnis der Einwohnerversammlung in seiner nächsten Sitzung zu 
unterrichten. 

(4) Die dem Bürgermeisteraufgrund der Geschäftsordnung obliegende Unterrich­
tungspflicht bleibt unberührt. 

§ 6 

Anregungen und Beschwerden 

(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich 
mit Anregungen oder Beschwerden an den Rat zu wenden. Anregungen und 
Beschwerden müssen Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich 
der Stadt Marsberg fallen. 

(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt 
Marsberg fallen, sind vom Bürgermeister an die zuständige Stelle weiterzuleiten. 
Der Antragsteller ist hierüber zu unterrichten. 
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(3) Eingaben von Bürgern, die weder Anregungen oder Beschwerden zum Inhalt ha­
ben (z. B. Fragen, Erklärungen, Ansichten etc.), sind ohne Beratung vom Bür­
germeister zurückzugeben. 

(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden i. S. von Abs. 1 bestimmt 
der Rat den Haupt- und Finanzausschuß. 

(5) Der ftir die Erledigung von Anregungen und Beschwerden nach Abs. 4 zustän­
dige Ausschuß hat diese inhaltlich zu prüfen. Danach überweist er sie an die zur 
Entscheidung berechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er Empfehlungen 
aussprechen, an die die zur Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebunden ist. 

(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegenheit, die den Gegen­
stand einer Anregung oder Beschwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 
GO), bleibt unberührt. 

(7) Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden soll abgesehen werden, 
wenn 

a) der Inhalt einen Straftatbestand erfüllt, 

b) gegenüber bereits geprüften Anregungen und Beschwerden kein neues 
Sachvorbringen vorliegt. 

(8) Der Antragsteller ist über die Stellungnahme des nach Abs. 4 zuständigen Aus­
schusses durch den Bürgermeister zu unterrichten. 

§ 7 

Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 

(1) Der Rat führt die Bezeichnung "Rat der Stadt Marsberg". 

(2) Die Mitglieder des Rates führen die Bezeichnung "Ratsfrau" bzw. "Ratsherr". 

§ 8 

Dringlichkeitsentscheidungen 

Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschusses oder des Bürgermeisters mit 
einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 GO) bedürfen der Schriftform. 

§9 

Ausschüsse 

(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in der Gemeindeordnung 
oder in anderen gesetzlichen Vorschriften vorgeschriebenen Ausschüssen ge­
bildet werden. 

(2) Der Rat kann ftir die Arbeit der Ausschüsse allgemeine Richtlinien aufstellen. 
Soweit ihre Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse nicht durch Gesetz oder 
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diese Hauptsatzung geregelt sind, werden diese in der Zuständigkeitsordnung 
zusammengefasst. 

(3) Die Aufgaben des Finanzausschusses werden vom Hauptausschuss wahrge­
nommen. Dieser führt die Bezeichnung "Haupt- und Finanzausschuss". 

( 4) Die Vorsitzenden der Ausschüsse können vom Bürgermeister jederzeit Auskunft 
über die Angelegenheiten verlangen, die zum Aufgabenbereich ihres Ausschus­
ses gehören; sie haben insoweit zum Zwecke der Unterrichtung ihres Ausschus­
ses auch das Recht auf Akteneinsicht 

§ 10 

Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz 

(1) Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form eines 
monatlichen Pauschalbetrages nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung. 

(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhalten ftir die Teilnahme an 
Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der Ent­
schVO. Dies gilt unabhängig vom Eintritt des Vertretungsfalles auch ftir die Teil­
nahme an Fraktionssitzungen als stellvertretendes Ausschussmitglied. Die An­
zahl der Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 24 
Sitzungen im Jahr beschränkt. Die Abrechnung von digital durchgeführten Frak­
tionssitzungen ist zulässig. 

Die Mitglieder des Rates, sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner er­
halten Aufwandsentschädigungen gern. Abs. 1 und Abs. 2 auch ftir Sitzungen 
der folgenden Gremien: Besichtigungskommission des Bauausschusses. 

Vorsitzende von Ausschüssen erhalten mit Ausnahme des Vorsitzenden des 
Wahlprüfungsausschusses eine erhöhte Aufwandsentschädigung in Form eines 
Sitzungsgeldes nach Maßgabe des § 3 ( 4) Entschädigungsverordnung. 

(3) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstaus­
falls. Der Verdienstausfall wird ftir jede Stunde der versäumten regelmäßigen 
Arbeitszeit berechnet, wobei die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. 
Der Anspruch wird wie folgt abgegolten: 

a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es 
sei denn, dass sie ersichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der 
Regelstundensatz wird auf 10,00 € festgesetzt. 

b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz überstei­
gende Verdienstausfall gegen entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vorla­
ge einer Bescheinigung des Arbeitgebers, ersetzt. 

c) Selbständige können eine besondere Verdienstausfallpauschale je Stunde 
erhalten, sofern sie einen den Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall 
glaubhaft machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Er­
klärung über die Höhe des Einkommens, in der die Richtigkeit der gemach­
ten Angaben versichert wird. 
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d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen führen und nicht 
oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten fiir die Zeit 
der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt mindestens den Regel­
stundensatz. Auf Antrag werden statt des Regelstundensatzes die notwendi­
gen Kosten fiir eine Vertretung im Haushalt ersetzt. 

e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der regelmäßigen Ar­
beitszeit aufgrund der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt not­
wendig werden, werden auf Antrag in Höhe der nachgewiesenen Kosten er­
stattet. Kinderbetreuungskosten werden nicht erstattet bei Kindern, die das 
14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, besondere Umstände des Ein­
zelfalls werden glaubhaft nachgewiesen. 

f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den Betrag von 20,00 € je 
Stunde überschreiten. 

§ 11 

Genehmigung von Rechtsgeschäften 

(1) Verträge der Stadt mit Mitgliedern des Rates oder der Ausschüsse sowie mit 
dem Bürgermeister und seinem allgemeinen Vertreter bedürfen der Genehmi­
gung des Rates. 

(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 

a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife abgeschlossen wer­
den, 

b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der Grundlage einer von der 
Stadt vorgenommenen Ausschreibung zugestimmt hat, 

c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden Verwaltung(§ 41 
Abs. 3 GO) darstellt. 

§ 12 

Bürgermeister 

(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen des Rates als auf den 
Bürgermeister übertragen, soweit nicht der Rat sich oder einem Ausschuss für 
einen bestimmten Kreis von Geschäften oder fiir einen Einzelfall die Entschei­
dung vorbehält. Der Bürgermeister hat nach pflichtgemäßem Ermessen darüber 
zu entscheiden, welche Angelegenheiten als Geschäfte der laufenden Verwal­
tung anzusehen sind. 

(2) Nähere Regelungen über die Zuständigkeiten des Bürgermeisters werden in der 
Zuständigkeitsordnung getroffen. 
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§ 13 

Stellvertreter des Bürgermeisters 

Der Rat wählt zu Beginn der ersten Sitzung nach der Neuwahl für die Dauer seiner 
Wahlzeit aus seiner Mitte einen ersten und einen zweiten Stellvertreter des Bürger­
meisters. Er kann weitere Stellvertreter wählen. 

§ 14 

Beigeordnete 

Es können zwei hauptamtliche Beigeordnete gewählt werden. Der vom Rat zum all­
gemeinen Vertreter des Bürgermeisters bestellte Beigeordnete führt die Amtsbe­
zeichnung "I. Beigeordneter". 

§ 15 

Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 

Gemäß § 73 Abs. 3 GO NRW trifft der Bürgermeister die dienstrechtlichen und ar­
beitsrechtlichen Entscheidungen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Ent­
scheidungen für Bedienstete in Führungsfunktionen, die das beamtenrechtliche 
Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis eines Bediensteten zur Gemeinde verän­
dern sind durch den Rat im Einvernehmen mit dem Bürgermeister zu treffen, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat die Entscheidung mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. 

Kommt die Mehrheit nicht zustande, bleibt es bei der Personalkompetenz des Bür­
germeisters. 

§ 16 

Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorge­
schrieben sind, werden im Amtsblatt der Stadt Marsberg vollzogen. 

(2) Zeit und Ort der Ratssitzungen sowie die Tagesordnung werden durch Aushang 
im Bekanntmachungskasten des Rathauses, Lillersstr. 8, bekanntgemacht 

Die Aushangfrist beträgt mindestens 3 Tage. Die Abnahme darf frühestens am 
Tage nach der Ratssitzung erfolgen. Auf den einzelnen Bekanntmachungen ist 
der Zeitpunkt des Aushangs und der Zeitpunkt der Abnahme zu bescheinigen. 

(3) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Absatz 1 festgelegten Form 
infolge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, 
so erfolgt die Bekanntmachung ersatzweise durch Aushang in den in Absatz 2 
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genannten Bekanntmachungskästen. Ist der Hinderungsgrund entfallen wird die 
öffentliche Bekanntmachung nach Absatz 1 unverzüglich nachgeholt. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Die Hauptsatzung tritt am 01.07.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 
01.01.2021 außer Kraft. 
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Anlage zur Hauptsatzung 

TADT MARSBERG 

-88-



-11 

Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit geltenden Fassung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeftihrt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man­
gel ergibt. 

Marsberg, den 25.06.2021 Der Bürgermeister 

T. Sehröder 
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